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1
Einleitung

Da die tarifpolitischen Entscheidungen
nach wie vor innerhalb der jeweiligen Staa-
ten getroffen werden, ist die Tarifpolitik
primär durch die je spezifischen Problem-
wahrnehmungen und Rahmenbedingun-
gen in diesen Staaten geprägt. Dennoch er-
hält die Tarifpolitik durch die ökonomi-
sche und politische Integration Europas
zunehmend eine europäische Perspektive.
Auch wenn dieser Integrationsprozess bis-
lang nur in Ansätzen zu transnationalen ta-
rifpolitischen Strategien führte, ist sein
Einfluss auf die Tarifpolitik erheblich. Dies
liegt daran, dass er eine gemeinsame Her-
ausforderung für die tarifpolitischen Ak-
teure in allen Ländern begründet, die sich
insbesondere aus der Widersprüchlichkeit
zwischen fortschreitender Internationali-
sierung der Märkte in der Europäischen
Union und der national begrenzten Reich-
weite tariflicher Regulierung ergibt.

Die Gemeinsamkeit dieser Herausfor-
derung hat zweifellos dazu beigetragen,
dass – ungeachtet der fortbestehenden Ei-
gentümlichkeiten der nationalen Tarifsys-
teme – sich zwei Trends in der Tarifpolitik
erkennen lassen, die für fast alle Länder der
EU charakteristisch sind. Dies sind einer-
seits die Bemühungen zur gesamtwirt-
schaftlichen Koordinierung und anderer-
seits Tendenzen zur Dezentralisierung der
Tarifpolitik (Traxler/Blaschke/Kittel 2001).

Diese Koinzidenz von Koordinierung
und Dezentralisierung ist deshalb überra-
schend, weil es sich dabei keineswegs um
komplementäre, sondern um tendenziell
widersprüchliche Prozesse handelt. Dem-
entsprechend hebt sich die Entwicklung in
der EU von den meisten anderen (außer-

nationalen Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung. Im Zuge dieses Kurswechsels
haben die tarifpolitischen Standards in der
herrschenden Debatte eine grundlegende
Neubewertung erfahren: ihr positiver Stel-
lenwert für die wirtschaftliche Entwick-
lung, der sich durch ihren kaufkraftsi-
chernden bzw. -stimulierenden Effekt er-
gibt, rückt in den Hintergrund. Die tarif-
politischen Standards werden nunmehr
primär als Arbeitskosten und insofern als
tendenziell hemmende Faktoren der wirt-
schaftlichen Entwicklung betrachtet. Be-
dingt wurde dieser Kurswechsel zum einen
durch eine grundlegende Neuorientierung
der Wirtschaftspolitik, die sich pointiert als
Übergang von keynesianischen zu neolibe-
ralen Ansätzen zusammenfassen lässt. Zum
anderen hat dieser tarifpolitische Kurs-
wechsel seine Ursache auch in den verän-
derten Gegebenheiten am Arbeitsmarkt.
Unter der Bedingung der Vollbeschäfti-
gung der 60er und 70er Jahre hatten gera-
de auch die Unternehmen ein nachhaltiges
Interesse an einer solidarischen Tarifpoli-
tik, da auf diese Weise die Lohnkonkurrenz
der Unternehmen um knappe Arbeitskräf-
te eingeschränkt werden konnte. Im Maß
zunehmender Arbeitslosenraten verflüch-
tigt sich dieses Unternehmerinteresse und
an seine Stelle tritt das Interesse an Entni-
vellierung und Flexibilisierung.

Wie noch unten näher ausgeführt wird,
gilt in Bezug auf die Mechanismen und
Formen der Koordinierung, dass im Zeit-
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Der Prozess der europäischen Integration hat zwar bislang nur zaghafte Ansätze einer transnationalen tarifpolitischen Strategie her-
vorgerufen, dennoch ist sein Einfluss auf die Tarifpolitik erheblich. Neben Bemühungen zur gesamtwirtschaftlichen Koordinierung der
Tarifpolitik lässt sich ebenso ein Prozess ihrer Dezentralisierung beobachten: Dieser Dezentralisierungsprozess vermag es allerdings
nicht grundsätzlich, den Vorrang des Verbandstarifvertrages in Frage zu stellen. Obwohl im Vergleich der untersuchten Länder West-
europas nach wie vor Unterschiede bestehen, rechtfertigt es der breite Trend zur tarifpolitischen Koordinierung und Dezentralisierung,
von einem europäischen Tarifmodell zu sprechen, welches sich deutlich von einem alternativen, neoliberalen Modell unterscheidet.

europäischen) Ländern der OECD ab, für
die sich zwar auch Dezentralisierungsten-
denzen, aber keine Koordinierungsprozes-
se beobachten lassen.

Im Folgenden wird zunächst jeweils auf
die Koordinierung und Dezentralisierung
der Tarifpolitik in Europa eingegangen.Ab-
schließend werden die Voraussetzungen
für die Vereinbarkeit von Koordinierung
und Dezentralisierung sowie die Effekte
dieses voraussetzungsvollen Arrangements
diskutiert.

2
Koordinierung der 
Tarifpolitik

Bemühungen zur unternehmensübergrei-
fenden, insbesondere zur gesamtwirt-
schaftlichen Koordinierung der Tarifpoli-
tik, lassen sich seit mehreren Jahrzehnten
auf nationaler Ebene und seit den späten
90er Jahren auch auf supranationaler Ebene
beobachten.

Was die nationale Ebene anbelangt, hat
sich im Zeitablauf ein einschneidender
Zielwandel in den Koordinierungsbemü-
hungen vollzogen (Traxler 2001). Bis Ende
der 70er Jahre handelte es sich im Wesent-
lichen um einen nachfrageorientierten Ko-
ordinierungsansatz: Es ging dabei einer-
seits um Inflationsdämpfung, andererseits
aber auch um Kaufkraftsicherung, zumeist
in Verbindung mit einer solidarischen, d.h.
lohnnivellierend angelegten Tarifpolitik.
Seit Mitte der 80er Jahre ist es zu einem
Kurswechsel in Richtung auf angebotsori-
entierte Koordinierungsziele gekommen:
Im Mittelpunkt steht nunmehr die Absen-
kung der komparativen Arbeitskosten im
Vergleich zu den Handelspartnern, mit
dem Ziel der Sicherung bzw. Steigerung der
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ablauf, d.h. seit Mitte der 80er Jahre, relativ
dezentralisierte Koordinierungsformen an
Bedeutung gewonnen haben. Davon abge-
sehen lässt sich eine außerordentliche Viel-
falt an Koordinierungsformen in Europa
beobachten. In dieser Hinsicht reicht das
Spektrum von tripartistischen Lohn- und
Sozialpakten zwischen den Tarifspitzenver-
bänden und der Regierung über rein inter-
ne Koordinierungsbemühungen der Tarif-
spitzenverbände gegenüber ihren Mit-
gliedsverbänden bis zur Lohnführerschaft
eines Leitsektors (dies ist dann im Regelfall
die Metallindustrie), dessen Tarifabschlüs-
se orientierend für die Tarifpolitik in den
anderen Bereichen wirken.

Wenn wir unseren Blick von der natio-
nalen auf die supranationale Ebene rich-
ten, so lässt sich festhalten, dass das supra-
nationale Koordinierungsziel die Verhin-
derung von Sozial- und Lohndumping ist
(d.h. die Verhinderung eines, zwischen den
einzelnen Ländern in der Tarifpolitik aus-
getragenen, Wettbewerbs um die niedrigs-
ten Lohn- und Arbeitsstandards). Anders
als auf nationaler Ebene gehen dabei die
Koordinierungsbemühungen allein von
der Gewerkschaftsseite aus (Hoffmann/
Hoffmann 1997; Gollbach/Schulten 2000).
Dabei variieren diese Bemühungen hin-
sichtlich ihres supranationalen Geltungs-
bereichs. Diesbezüglich ist in territorialer
Hinsicht zwischen gesamteuropäischen
und subeuropäischen Ansätzen und in
fachlicher Hinsicht zwischen sektorüber-
greifenden und sektorspezifischen Akti-
vitäten zu unterscheiden.

Gesamteuropäisch ausgelegte Bemü-
hungen richten sich auf das gesamte Terri-
torium der EU. Auf der sektorübergreifen-
den Ebene sind dies Bemühungen des Eu-
ropäischen Gewerkschaftsbundes (EGB).
Zu erwähnen ist in dieser Hinsicht etwa die
Einrichtung eines tarifpolitischen Komi-
tees innerhalb des EGB zur Koordinierung
der nationalen Tarifpolitiken im Jahr 1999.
Auf der sektorspezifischen Ebene liegt die
Verantwortung für die gesamteuropäische
Koordinierung bei den Gewerkschaftsaus-
schüssen des EGB. Am fortgeschrittensten
ist in dieser Hinsicht der Europäische Me-
tallgewerkschaftsbund, der im Einverneh-
men mit seinen Mitgliedern gemeinsame
tarifpolitische Orientierungskriterien für
die Tarifpolitik (nämlich Inflation, Pro-
duktivität und Umverteilung) festgelegt
hat.

Subeuropäische Koordinierungsbemü-
hungen beziehen sich im Vergleich dazu

nur auf eine begrenzte Zahl von Ländern
innerhalb der Währungsunion. Auch in
dieser Hinsicht lässt sich zwischen sek-
torübergreifenden und sektorspezifischen
Initiativen unterscheiden.

Sektorübergreifenden Charakter hat die
„Doornerklärung“ der Gewerkschaftsbün-
de der Benelux-Länder und der Bundesre-
publik aus dem Jahr 1998, in deren Rah-
men die Inflations- und Produktivitätsent-
wicklung als Kriterien der Tarifpolitik her-
vorgehoben werden. In die Kategorie der
sektorspezifischen, subeuropäischen Koor-
dinierungsansätze gehören die Bemühun-
gen der IG Metall um den Aufbau grenz-
überschreitender Koordinierungsnetzwer-
ke. Dabei versuchen die Tarifbezirke der IG
Metall mit den jeweils korrespondierenden
Fachgewerkschaften der Nachbarländer die
Tarifpolitik zu akkordieren.

Festzuhalten ist für alle supranationa-
len Koordinierungsinitiativen, dass sie sich
noch in der Aufbau- und Experimentier-
phase befinden, sodass eine Bewertung ih-
rer Wirksamkeit zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch nicht möglich ist. In Anbe-
tracht des Umstandes, dass es Koordinie-
rungsbemühungen sowohl auf nationaler
als auch auf supranationaler Ebene gibt,
stellt sich die Frage, wie sich diese beiden
Prozesse zueinander verhalten. Am ange-
messensten lässt sich derzeit dieses Verhält-
nis wohl als ambivalent bezeichnen. Denn
in struktureller Hinsicht stützen und ergän-
zen sie sich wechselseitig, da die Koordi-
nierungsfähigkeit der nationalen Tarifpoli-
tik die Voraussetzung für die supranatio-
nale Koordinierung ist. Im Hinblick auf die
Zielsetzung stehen die beiden Ebenen aller-
dings in einem Spannungsverhältnis zu-
einander. Denn die nationalen Koordinie-
rungsaktivitäten zielen auf die Absenkung
der komparativen Arbeitskosten und ber-
gen damit das Risiko des Sozialdumpings
in sich, also jenes Risiko, dem die supra-
nationale Koordinierung entgegenzuwir-
ken sucht.

3
Dezentralisierung

Im Zusammenhang mit der Analyse von
Dezentralisierungsprozessen ist es wichtig,
zwischen zwei Grundtypen des Tarifver-
trags zu unterscheiden. Zum einen gibt es
den Verbandstarif, der zwischen Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden auf

sektoraler oder zentraler Ebene abge-
schlossen wird. Davon zu unterscheiden ist
der Haustarif, der auf Betriebs- bzw. Un-
ternehmensebene vereinbart wird. Inner-
halb dieser Grundtypen lassen sich im Län-
dervergleich (und zum Teil auch im Sek-
torvergleich innerhalb der einzelnen Län-
der) graduelle Unterschiede im Zentrali-
sationsgrad ausmachen (Traxler/Blasch-
ke/Kittel 2001). So reicht das Spektrum des
Verbandstarifs vom intersektoralen („zen-
tralen“) Abkommen bis zum nach Bran-
che/Sektor, Region, Beruf, bzw. Arbeitneh-
merstatus (Arbeiter, Angestellte) differen-
zierten Tarifabschluss. Haustarife können
für das gesamte Unternehmen oder separat
für abgrenzbare Teilbereiche und dann ent-
weder für die gesamte Belegschaft oder je
spezifisch für einzelne Gruppen verhandelt
werden.

Ungeachtet der beobachtbaren Dezen-
tralisierungstendenzen konnte in allen
Ländern Westeuropas mit Ausnahme
Großbritanniens der Verbandstarif seine
Vorrangstellung im Verhältnis zum Haus-
tarif behaupten. Denn zum einen vollzog
sich die Dezentralisierung innerhalb der
konventionellen Grenzen des Verbandsta-
rifs in der Weise, dass in einigen Ländern
von zentralen zu sektor- bzw. branchen-
spezifischen Abschlüssen übergegangen
wurde. Zum anderen kam es noch häufiger
zu weitergehenden Dezentralisierungspro-
zessen in Richtung auf die Betriebs- bzw.
Unternehmensebene in Form der Heraus-
bildung eines tarifpolitischen Mehrebe-
nensystems, in dessen institutionellem
Rahmen die „Kompetenzkompetenz“ dem
Verbandstarif vorbehalten blieb. Charakte-
ristisch für die europäische Entwicklung ist
daher die „organisierte Dezentralisierung“
(Traxler 1995). Sie besteht darin, dass der
Verbandstarif einen Rahmen absteckt, in-
nerhalb dessen Regelungskompetenzen an
die nachgelagerten Regelungsebenen dele-
giert werden.

Obwohl es in einigen Ländern (z.B. Dä-
nemark, Italien) zu organisierter Dezentra-
lisierung innerhalb des Verbandstarifs (in
Form der Zuweisung von Regelungskom-
petenzen an die Branchen- bzw. Sektor-
ebene im Rahmen zentraler Abkommen)
kam, wurde in den letzten Jahrzehnten be-
vorzugt die Betriebs- bzw. Unternehmens-
ebene mit solchen delegierten Rege-
lungskompetenzen ausgestattet. Dabei las-
sen sich nach dem Regelungsgegenstand
zwei Dezentralisierungswellen unterschei-
den (Traxler/Blaschke/Kittel 2001): In den
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80er Jahren stand die Arbeitszeit im Zen-
trum der organisierten Dezentralisierung;
seit den 90er Jahren sind es die Löhne. Ge-
nerell stellt organisierte Dezentralisierung
auf die Flexibilisierung der Tarifregelungen
ab, um auf diese Weise den betriebsspezifi-
schen Gegebenheiten stärker Rechnung
tragen zu können. Allerdings bestehen im
Branchen- bzw. Ländervergleich beachtli-
che Unterschiede in den konkreten Flexibi-
lisierungszielen. In dieser Hinsicht reicht
das Spektrum von tariflichen Härteklau-
seln, die es den Betriebsparteien ermögli-
chen, unter gewissen Umständen die Stan-
dards des Verbandstarifs zu unterschreiten,
bis zu tariflich fixierten Extralohner-
höhungen, die explizit für eine flexible Ver-
teilung vorgesehen sind. Auch in den Rege-
lungsmechanismen und den beteiligten
Akteuren gibt es im Ländervergleich Un-
terschiede, vor allem im Ausmaß, in dem
die Belegschaftsvertreter an der Regelung
der durch Verbandstarif delegierten Ge-
genstände teilhaben. Eine Variante ist, dass
die Dezentralisierung an eine Vereinbarung
zwischen den beiden Betriebsparteien ge-
bunden ist (wobei diese Vereinbarung in
manchen Fällen noch an die Zustimmung
der Tarifparteien des Rahmenabkommens
gebunden ist).Vor allem in der Schweiz fin-
den sich jedoch auch tarifliche Dezentrali-
sierungsregelungen ohne solche Bindung.
Dies impliziert, dass über die tariflich vor-
gesehenen Flexibilisierungsmöglichkeiten
das Management einseitig entscheidet. Ein
Grenzfall zwischen organisierter und un-
organisierter Dezentralisierung ist das
ebenfalls in der Schweiz praktizierte „Dele-
gierungsmodell“. Danach delegieren im
Verbandstarif die sektoralen Vertragspar-
teien die Regelung der Löhne pauschal an
die Betriebsparteien, ohne dass im Ver-
bandstarif eine weitere materielle Lohnre-
gelung vorgenommen wird.

Wie die Erfahrung zeigt, ist dieses Mo-
dell für die Gewerkschaften hochriskant.
Denn es setzt einen Anreiz für die Unter-
nehmen, die Belegschaftsvertretungen zu
demontieren, um sich auf diese Weise dem
Tarifverhältnis entziehen zu können. Die-
ses Risiko ist noch größer im Fall der unor-
ganisierten Dezentralisierung, zu der es in
Europa nur in Großbritannien gekommen
ist. Im Zuge dieser unorganisierten Dezen-
tralisierung verdrängte der Haustarif den
Verbandstarif, ebenso wie im Verlauf dieses
Prozesses auch jeglichen tarifpolitischen
Koordinierungsbemühungen die Grundla-
ge entzogen wurde.

Aber Großbritannien ist in dieser Hin-
sicht der Ausnahmefall in Westeuropa. Der
Umstand, dass im Übrigen Westeuropa die
Tarifpolitik einerseits durch gesamtwirt-
schaftliche Koordinierungsbemühungen,
andererseits durch organisierte Dezentrali-
sierung gekennzeichnet ist, rechtfertigt es,
von einem europäischen Tarifmodell zu
sprechen. Dieses Modell grenzt sich deut-
lich von einem alternativen, neoliberalen
Modell ab, das einerseits durch Nichtkoor-
dinierung und andererseits durch unorga-
nisierte Dezentralisierung gekennzeichnet
ist. Diesem alternativen, neoliberalen Tarif-
modell sind nicht nur Großbritannien,
sondern nahezu alle OECD-Länder außer-
halb Westeuropas zuzurechnen. Im OECD-
Vergleich können wir insofern eine wach-
sende Polarisierung zwischen dem Tarif-
modell Westeuropas und dem neoliberalen
Tarifmodell der übrigen OECD einschließ-
lich der Reformländer Osteuropas beob-
achten.

Vor diesem Hintergrund stellen sich
zwei Fragen, die abschließend erörtert wer-
den sollen. Die erste Frage lautet: Was sind
die Ursachen und Bedingungen dieser Po-
larisierung? Die zweite Frage ist: Was sind
die wirtschafts- und sozialpolitischen Kon-
sequenzen?

4
Dezentralisierte 
Koordinierung: 
Bedingungen und Effekte

Die entscheidende Bedingung für die un-
terschiedliche Entwicklung in Westeuropa
und in der übrigen OECD liegt in der Be-
deutung des Verbandstarifs. Nur wenn der
Verbandstarif der dominierende Rege-
lungstypus ist, ist die Koordinierung der
Tarifpolitik (und insofern auch organisier-
te Dezentralisierung) möglich (Traxler
2001).1 In allen Ländern, in denen der
Haustarif den Verbandstarif als den vor-
herrschenden Typus tarifpolitischer Rege-
lung verdrängte, kam es zum Verfall der
Koordinierungsprozesse und zu unorgani-
sierter Dezentralisierung.An der Frage Ver-
bands- bzw. Haustarif scheidet sich damit
auch das gesellschaftspolitische Gewicht
der Gewerkschaften. Wie die international
vergleichende Analyse zeigt, verfügen die
Gewerkschaften nur in jenen Ländern über
nennenswerte wirtschafts- und sozialpoli-
tische Mitsprachechancen, in denen mit-

tels Verbandstarif die gesamtwirtschaftli-
che Koordinierung der Tarifpolitik sicher-
gestellt wird (Traxler/Blaschke/Kittel
2001). Dies liegt daran, dass nur unter die-
sen Bedingungen die Tarifpolitik makro-
ökonomische Relevanz besitzt, sodass es im
Eigeninteresse von Staat und Regierung
liegt, die Kooperation der Gewerkschaften
in wirtschafts- und sozialpolitischen Be-
langen zu suchen.

Welche wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Effekte lassen die beiden alternativen
Tarifmodelle erwarten? Üblicherweise
werden die wirtschaftspolitischen Konse-
quenzen von Tarifmodellen an ihren Infla-
tions- und Beschäftigungseffekten gemes-
sen. Lange Zeit konzentrierte sich die
diesbezügliche Debatte auf den Zentrali-
sationsgrad des Tarifsystems (Calmfors/
Driffill 1988). Analytisch wie empirisch 
lässt sich jedoch zeigen, dass nicht der Zen-
tralisationsgrad, sondern die gesamtwirt-
schaftliche Koordinierung der Tarifpolitik
der entscheidende Faktor ist, durch den das
Tarifsystem Einfluss auf die makroökono-
mische Entwicklung nimmt (Soskice
1990). Im Lichte der oben dargelegten Ent-
wicklungstendenzen der Tarifpolitik wird
die Relevanz der Differenzierung zwischen
Zentralisierung und Koordinierung ver-
ständlich, da die Koordinierung der Tarif-
politik auch im Rahmen relativ dezentrali-
sierter Tarifsysteme möglich ist, sofern der
Verbandstarif in diesem System das be-
stimmende Regelungsinstrument bleibt.
Unter diesem Blickwinkel bietet organi-
sierte Dezentralisierung prinzipiell die
Chance, die Vorzüge der Koordinierung
mit jenen der Flexibilisierung vereinbar zu
machen. Neuere empirische Befunde zei-
gen allerdings, dass gesamtwirtschaftliche
Koordinierungsversuche nur dann in der
Lage sind, diese Erwartungen zu erfüllen,
wenn es den koordinierenden Parteien des
Verbandstarifs gelingt, die nachgelagerten
Verhandlungsebenen, insbesondere die Be-
triebsparteien in ihre Koordinierungs-
bemühungen effektiv einzubinden (Trax-

1 Innerhalb der entwickelten OECD-Länder haben
sich allein in Japan der Primat des Haustarifs und
die gesamtwirtschaftliche Koordinierung der Tarif-
politik als langfristig vereinbar erwiesen. Diese un-
wahrscheinliche Konstellation beruht auf einigen
Eigentümlichkeiten des Landes, die die Koordinie-
rung erleichtern, namentlich die überaus hohe
Verflechtung zwischen den Unternehmen sowie
der parallele Abschluss nahezu aller Tarifverhand-
lungen innerhalb einer relativ kurzen Zeitspanne.
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ben Branche in Abhängigkeit davon, ob sie
der Geltung eines Haustarifs unterliegen,
beachtliche Unterschiede im Lohnkosten-
niveau. Die Flucht aus dem Tarifvertrag im
Wege der Zurückdrängung bzw. Eliminie-
rung der Gewerkschaft im Unternehmen
wird dann zum probaten Mittel der Absen-
kung der Arbeitskosten und der Verbesse-
rung der Wettbewerbsposition.2

Die Quintessenz dieser Betrachtung ist,
dass das neoliberale Modell keineswegs ge-
nerell über das größere wirtschaftspoliti-
sche Leistungspotenzial verfügt und sozial-
politisch beachtliche Leistungsdefizite auf-
weist. Vor allem ist es die selbstdestruktive
Tendenz des Haustarifs, die aus Gewerk-
schaftssicht hinreichenden Grund bietet,
das westeuropäische Tarifmodell zu bevor-
zugen. Dieses Tarifmodell beruht seiner-
seits auf der Dominanz des Verbandstarifs
als tarifpolitischem Regelungsinstrument.
Insofern steht und fällt der wirtschafts-
und sozialpolitische Einfluss der Gewerk-
schaft in der Gesellschaft und darüber hi-
naus wohl auch ihr langfristiger Bestand
mit der Verteidigung des Verbandstarifs in
Westeuropa.

der Nivellierung der Lohnstruktur und der
Zentralisation des Tarifsystems ein signifi-
kant positiver Zusammenhang besteht
(Pontusson 2000; Wallerstein 1999). Die
oben beschriebenen Dezentralisierungs-
prozesse haben deshalb wesentlich zu der
seit längerer Zeit in der OECD beobacht-
baren Zunahme der Lohnspreizung beige-
tragen. Eindeutig und signifikant sind auch
die Effekte des Tarifsystems auf die tarifli-
che Deckungsrate, wobei in dieser Frage die
Differenzierung zwischen Verbands- und
Haustarif entscheidend ist (Traxler/Blasch-
ke/Kittel 2001). So stehen im Fall des auf
dem Vorrang des Verbandstarifs aufbauen-
den westeuropäischen Tarifmodells im
Länderdurchschnitt 75 % aller Arbeitneh-
mer unter dem Schutz eines Tarifvertrags,
im neoliberalen Modell sind es im OECD
Durchschnitt nicht einmal 20 %. Die Ursa-
che für diesen Unterschied ist, dass in jenen
Ländern, in denen der Haustarif domi-
niert, ein starker Anreiz für die Unterneh-
men besteht, aus dem Tarifverhältnis zu
flüchten. Dies liegt daran, dass Haustarife
nur in jenen Unternehmen abgeschlossen
werden können, in denen dies eine ent-
sprechende Gewerkschaftspräsenz möglich
macht. Die Folge dieses Tatbestands ist die
Aufspaltung des Arbeitsmarktes in ein ta-
riflich reguliertes und ein unreguliertes
Segment, die mit entsprechenden Differen-
zialen in den nominellen Arbeitskosten
einhergeht. Da diese Segmentierung quer
zu den Produktmärkten verläuft, ergeben
sich für die Unternehmen ein- und dersel-

ler/Blaschke/Kittel 2001). Daraus folgt eine
differenzierte Leistungsbilanz des westeu-
ropäischen Tarifmodells. Es ist leistungs-
fähiger als seine neoliberale Alternative,
wenn die Effektivität der tarifpolitischen
Koordinierung gesichert ist. Nicht alle Län-
der Westeuropas können sich auf einen
effektiven Koordinierungsmechanismus
stützen, der die erfolgreiche Einbindung
der nachgelagerten Verhandlungsebenen
sicherstellt. Bleiben die Koordinierungs-
bemühungen ineffektiv, erweist sich das
neoliberale Modell als überlegen. Zu beto-
nen ist, dass die hier skizzierten Leistungs-
unterschiede in den Tarifmodellen un-
gleich stärker ihren Niederschlag in der In-
flation als in der Beschäftigung finden. In-
sofern können die gegenwärtigen Beschäf-
tigungsprobleme keineswegs ausschließ-
lich oder primär mit den Mitteln der Tarif-
und Lohnpolitik gelöst werden.

Die sozialpolitischen Konsequenzen al-
ternativer Tarifsysteme lassen sich quanti-
tativ an den Verteilungseffekten und der ta-
riflichen Deckungsrate (d.h. am Anteil der
unter der Geltung von Tarifverträgen ste-
henden Arbeitnehmer an der Gesamtzahl
der Arbeitnehmer, für die Tarifverträge
grundsätzlich abgeschlossen werden kön-
nen) messen. Da zur funktionalen Ein-
kommensverteilung keine langen, interna-
tional vergleichbaren Datenreihen vorlie-
gen, beschränken sich diese Betrachtungen
zu den Verteilungseffekten auf die Lohn-
struktur. So gut wie alle vorliegenden Stu-
dien stimmen darin überein, dass zwischen

2 Der Umstand, dass Gewerkschaften und Tarifver-
trag zu höherer Produktivität und somit zu gerin-
geren Lohnstückkosten im Vergleich zu tariflich
unregulierten Unternehmen beitragen können
(Brown/Medoff 1978), spielt für dieses Kalkül
schon allein deshalb keine Rolle, weil die Einzel-
unternehmen über diesen Zusammenhang über
keine zuverlässigen Informationen verfügen.
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